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Sehr geehrte Damen und Herren,

zunächst schien es so, als sei die Corona-Pandemie insbesondere durch den „Lockdown“ 
zumindest in Deutschland effektiv bekämpft worden. Nunmehr zeigt sich aber ein erneuter 
(deutlicher) Anstieg der Infektionszahlen. Die Befürchtungen in der Volkswirtschaft sind 
nun groß, dass ein zweiter Lockdown naht und die Wirtschaft erneut zum Erliegen bringt. 
Unabhängig von etwaigen neuen Einschränkungen müssen in Unternehmen bzw. Wirt-
schafts- und Berufsverbänden aber Entscheidungen getroffen werden.

Aktuell sind zwar in sämtlichen Bundesländern auch Präsenz-Versammlungen (z. B. Gesell-
schafter- bzw. Mitgliederversammlungen; Vorstand- bzw. Aufsichtsratssitzungen) unter 
Einhaltung der Hygienevorgaben möglich. Jedenfalls im Falle von Vorerkrankungen bzw. 
bei Risikopatienten wird eine persönliche Teilnahme des Organmitgliedes oftmals nicht in 
Frage kommen. Um gleichwohl die Handlungsfähigkeit sicherzustellen, hat der Gesetzge-
ber Erleichterungen geschaffen, die die Unternehmens- bzw. Verbandstätigkeit auch unter 
den schwierigen Bedingungen der (sich ggf. erneut ausbreitenden) Pandemie ermöglicht. 
Hierzu gehört insbesondere die Schaffung von alternativen Beschlussmöglichkeiten für 
Gesellschafter- und Mitgliederversammlungen. 

So hat der Gesetzgeber beispielsweise für die Gesellschafterversammlung in der GmbH  
– abweichend von § 48 Abs. 2 GmbHG – die Abfassung von Beschlüssen der Gesellschafter 
in Textform oder durch schriftliche Stimmabgabe ermöglicht. War bisher eine Beschluss-
fassung der Gesellschafter in Textform bzw. durch schriftliche Stimmabgabe nur dann mög-
lich, wenn dieser Form sämtliche Gesellschafter zugestimmt haben oder aber der Gesell-
schaftsvertrag ausdrücklich eine solche Form für zulässig erachtet hat, so kann eine solche 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren nunmehr auch gegen den Willen einzelner Gesell-
schafter erfolgen. Der Abhaltung einer Präsenz-Gesellschafterversammlung, d. h. der An-
wesenheit der Gesellschafter an einem Ort (z. B. am Unternehmenssitz), bedarf es aktuell 
nicht. Auch im Bereich der Wirtschafts- und Berufsverbände, die i. d. R. als eingetragene 
Vereine (e. V.) agieren, hat der Gesetzgeber ähnliche Erleichterungen geschaffen und inso-
weit auch die sog. virtuelle Mitgliederversammlung ohne Satzungsgrundlage eröffnet.

In allen Fällen gelten die Ausnahmeregelungen (zunächst) nur für im Jahr 2020 stattfinden-
de Versammlungen. Es ist allerdings zu erwarten, dass im Falle einer „zweiten Welle“ der 
Pandemie die Fortgeltung der Erleichterungen durch den Gesetzgeber beschlossen wird. 

Wir bei DORNBACH beobachten die Entwicklungen und informieren Sie im Rahmen unse- 
rer Mandanteninformationsschreiben. Sprechen Sie uns an!

Mit freundlichen Grüßen

 

Dr. Julian Engel
Rechtsanwalt – Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH

Ausgabe 08 / 2020
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  Termine September 2020 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 
Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. 

Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit 
erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 
Lastschriftverfahren. 

Bei allen Krankenkassen gilt ein einheit-
licher Abgabetermin für die Beitragsnach-
weise. Diese müssen der jeweiligen 
Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeit0- 
stage vor Fälligkeit (d. h. am 25.08.2020,  
0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderhei-
ten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu 
beachten. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, sollten 
die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn 
Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 10.09.20202 14.09.2020 07.09.2020

 10.09.2020 14.09.2020 07.09.2020

 10.09.2020 14.09.2020 07.09.2020

 10.09.20204 14.09.2020 07.09.2020

 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

 25.08.2020 entfällt entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7



DORNBACH GMBH Seite 3

  Jahressteuergesetz 2020  

In verschiedenen Bereichen des deutschen 
Steuerrechts hat sich fachlich notwendiger 
Gesetzgebungsbedarf ergeben. Dies betrifft 
insbesondere notwendige Anpassungen 
an EU-Recht und EuGH-Rechtsprechung 
sowie Reaktionen auf Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs. Darüber besteht ein 
Erfordernis zur Umsetzung eines unver-
meidlich entstandenen technischen Rege- 
lungsbedarfs. Hierzu gehören Verfahrens- 
und Zuständigkeitsfragen, Folgeänderun-
gen, Anpassungen aufgrund von vorange-
gangenen Gesetzesänderungen und 
Fehlerkorrekturen.

Hierzu gehören insbesondere folgende 
Maßnahmen:

■   die zielgenauere Ausgestaltung der Inves-
titionsabzugsbeträge des § 7g EStG 
auch unter Berücksichtigung der vorü- 
bergehenden besonderen Situation der 
Corona-Krise,

■   die Erweiterung der steuerrechtlichen 
Berücksichtigung von Aufwendungen 
bei der verbilligten Wohnraumvermie-
tung, § 21 Absatz 2 Satz 1 EStG,

■   die Einführung eines Datenaustauschs 
zwischen den Unternehmen der privaten 
Krankenversicherung, der Finanzverwal-
tung und den Arbeitgebern, der im Lohn- 
steuerabzugsverfahren die bestehenden 
Verfahren mittels Papierbescheinigun-
gen vollständig ersetzt, §§ 39 ff. EStG,

■   die Umsetzung der zweiten Stufe des 
sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets sowie

■   die Erweiterung der Steuerschuldner-
schaft des Leistungsempfängers nach  
§ 13b UStG (Reverse-Charge-Verfahren) 
auf Telekommunikationsdienstleistungen 
an sog. Wiederverkäufer.

  Umsatzsteuersatzsenkung  

Durch das Konjunkturpaket der Bundesre-
gierung wird die Umsatzsteuer befristet 
vom 1. Juli bis 31. Dezember 2020 abge- 

senkt. Dadurch gibt es einiges zu beach-
ten.

Anpassung bei Vermietung von Gewerbe-
räumen nötig
Für Mietverhältnisse, die der Umsatzbe-
steuerung unterliegen, gilt ab 1. Juli ein 
niedrigerer Steuersatz. Er sinkt vorüberge-
hend von 19 Prozent auf 16 Prozent.
Vermieter von Gewerberäumen müssen 
daher eine Anpassung vornehmen, sonst 
besteht die Gefahr, dass der Vermieter die 
fälschlich ausgewiesenen 19 Prozent Um- 
satzsteuer an das Finanzamt abführen 
muss, obwohl der Mieter nur 16 Prozent 
Umsatzsteuer entrichtet.
Wenn ein Gewerbemietvertrag keine kon- 
krete Angabe zum Steuersatz enthält, son- 
dern nur einen Passus wie „gesetzliche 
Mehrwertsteuer“, kann eine ergänzende 
Dauerrechnung einfach von 19 Prozent auf 
16 Prozent umgestellt werden. Mietverträ-
ge, in denen die Mehrwertsteuer ausge-
wiesen ist, sollten zeitlich befristet geän- 
dert werden.

Was bei laufenden Verträgen zu beachten ist
Bei Strom, Gas, Wärme oder Wasser ist in 
der Regel entscheidend, wann die Ablesung 
erfolgt. Darauf weist das Bundesfinanzmi-
nisterium in seinen FAQs zu den anstehen-
den Umsatzsteuersatzsenkungen hin.
Der dann geltende Umsatzsteuersatz sei 
für den gesamten Abrechnungszeitraum 
anzuwenden. Die Versorgungsunterneh-
men könnten aber auch Zeiträume vor dem 
1. Juli 2020 und Zeiträume im zweiten Halb-
jahr getrennt abrechnen. Für Zeiträume vor 
dem 1. Juli 2020 gelte dann der alte Umsatz-
steuersatz, für Zeiten im zweiten Halbjahr 
2020 der neue Umsatzsteuersatz.
Beim Telefon sei das Ende des Rechnungs-
zeitraums entscheidend. Werde das Tele- 
fon beispielsweise vom 15. Juni 2020 bis 
zum 14. Juli 2020 abgerechnet, gilt der 
neue Umsatzsteuersatz von 16 Prozent.

Stichtag für die Berechnung der Umsatz-
steuer
Wesentlich ist, welcher Stichtag für die 
Berechnung der Umsatzsteuer gilt. Ent- 
scheidend ist in der Regel, wann eine Ware 
geliefert oder eine Dienstleistung vollstän-

dig erbracht ist. Der Umsatzsteuersatz, der 
zu diesem Zeitpunkt gilt, ist anzuwenden.

Daraus folgt, dass auf Handwerkerleistun-
gen, die in der Zeit vom 1. Juli 2020 bis 
zum 31. Dezember 2020 beendet werden, 
grundsätzlich die neuen Umsatzsteuersät-
ze anzuwenden sind.

Beim Kauf von Waren ist entscheidend, 
wann der Verbraucher diese erhält. Erfolgt 
die Lieferung in der Zeit vom 1. Juli 2020 
bis zum 31. Dezember 2020, sind die 
neuen Umsatzsteuersätze anzuwenden. 
Allerdings folgt hieraus nicht zwangsläu-
fig, dass ein geringerer Kaufpreis bezahlt 
werden muss. Dies ist vom Vertrag und den 
darin mit dem Verkäufer getroffenen Ver- 
einbarungen abhängig. Das heißt aber 
nicht, dass jetzt alle längerfristigen Ver- 
träge neu geschrieben werden müssen. 
Gibt der Unternehmer die Umsatzsteuer-
senkung an seine Kunden weiter, genügt 
es, in einem weiteren Dokument die neuen 
Angaben unter Bezugnahme auf den Ver- 
trag schriftlich festzuhalten.

Bei Anzahlungen ist grundsätzlich ent- 
scheidend, wann eine Ware geliefert oder 
eine Dienstleistung vollständig erbracht 
ist. Ob eine Anzahlung erfolgt ist, ist für 
die Höhe der Umsatzsteuer nicht entschei-
dend.

Für Bestellungen bei Unternehmen inner- 
halb der EU gelten die gleichen Regelun-
gen wie bei Bestellungen im Inland

  Geplante steuerliche Entlastun-   
  gen von Familien  

Am 3. Juli 2020 hat das Bundesministerium 
der Finanzen den Entwurf eines „Zweiten 
Gesetzes zur steuerlichen Entlastung von 
Familien sowie zur Anpassung weiterer 
steuerlicher Regelungen“ (2. FamEntlastG) 
veröffentlicht, um Familien wirtschaftlich 
weiter zu fördern und zu stärken. Die Rege- 
lungen sollen zur angemessenen Berück-
sichtigung der Leistungsfähigkeit von 
Familien bei der Bemessung der Einkom-
mensteuer nunmehr für die Jahre 2021 und 
2022 angepasst werden.
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Die geplanten Maßnahmen  
(Stand: 30. Juni 2020):

■   Das Kindergeld erhöht sich ab dem  
1. Januar 2021 um 15 Euro pro Kind und 
Monat.

■   Die steuerlichen Kinderfreibeträge 
werden ab 1. Januar 2021 von 7.812 Euro 
auf 8.388 Euro angehoben (Kinderfrei-
betrag je Elternteil: 2.730 Euro, Freibe-
trag für den Betreuungs- und Erziehungs- 
oder Ausbildungsbedarf je Elternteil: 
1.464 Euro).

■   Der Höchstbetrag für den Abzug von 
Unterhaltsleistungen sowie der Grund- 
freibetrag werden ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2021 von 9.408 Euro auf 9.696 
Euro angehoben, ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2022 um weitere 288 Euro auf 
9.984 Euro.

■   Zum Ausgleich der kalten Progression 
werden die übrigen Eckwerte des Ein- 
kommensteuertarifs für die Veranlagungs-
zeiträume 2021 und 2022 nach rechts 
verschoben.

■   Darüber hinaus werden auf Basis der 
bisherigen Praxiserfahrungen Aktuali-
sierungen zum automatisierten Kirchen- 
steuereinbehalt bei Kapitalerträgen 
vorgenommen.

  Erhöhung Behinderten-Pausch-   
  beträge und Pflege-Pauschbetrag  

Das Bundeskabinett hat am 29.7.2020 
einen Gesetzentwurf zur Erhöhung der 
Behinderten-Pauschbeträge und zur 
Anpassung weiterer steuerlicher Regelun-
gen beschlossen. Konkret sind die folgen- 
den Maßnahmen vorgesehen:  

Verdoppelung der Behinderten- 
Pauschbeträge 
Die Regelungen zu den Behinderten-
Pauschbeträgen dienen der Vereinfachung 
und konzentrieren sich auf den Aufwand 
für die sog. „Verrichtungen des täglichen 
Lebens“, deren alleinige behinderungsbe-
dingte Veranlassung nur schwer nachzu-

weisen ist (z. B. Körperpflege). Alle übrigen 
behinderungsbedingten Aufwendungen, 
die nicht unter den Pauschbetrag fallen 
(wie z. B. Umbau- oder Fahrtkosten), kön- 
nen auch weiterhin steuerlich berücksich-
tigt werden, soweit sie die zumutbare Be- 
lastung übersteigen. Die Höhe des Behin- 
derten-Pauschbetrags ist weiterhin vom 
Grad der Behinderung abhängig.

Einführung eines behinderungsbedingten 
Fahrtkosten-Pauschbetrags 
Anstelle des bisherigen individuellen und 
aufwändigen Einzelnachweises der behin- 
derungsbedingt entstandenen Fahrtkosten 
wird eine Pauschbetragsregelung in Höhe 
der bisher geltenden Maximalbeträge (900 
bzw. 4.500 Euro) eingeführt. Damit sollen 
die durch die Behinderung veranlassten 
Aufwendungen für unvermeidbare Fahrten 
abgegolten werden. Den Steuerpflichtigen 
wird dadurch der aufwändige Einzelnach-
weis erspart.

Weniger Anspruchsvoraussetzungen zur 
Gewährung eines Behinderten-Pauschbe-
trags bei einem Grad der Behinderung 
kleiner 50 
Das Verfahren für Steuerpflichtige mit 
einem Grad der Behinderung kleiner 50 
wird vereinfacht. Zusatzvoraussetzungen 
wie etwa eine dauernde Einbuße der kör- 
perlichen Beweglichkeit müssen nun nicht 
mehr nachgewiesen werden. Darüber 
hinaus wird die Systematik bei den Behin- 
derten-Pauschbeträgen an das Sozialrecht 
angepasst. Dadurch können ab dem 
Veranlagungszeitraum 2021 auch Steuer-
pflichtige mit einem Grad der Behinderung 
von mindestens 20 und ohne besondere 
Voraussetzungen die Gewährung eines 
Behinderten-Pauschbetrags beantragen.

Anpassungen beim Pflege-Pauschbetrag 
Darüber hinaus werden mit den Verbesse-
rungen beim Pflege-Pauschbetrag die viel- 
fältigen Belastungen, die die häusliche 
Pflege mit sich bringt, im angemessenen 
Rahmen steuerlich anerkannt. Der Pflege-
Pauschbetrag soll in erster Linie die nicht 
bezifferbaren Aufwendungen des Pflegen-
den für die persönliche Pflege abdecken. 
Der derzeitige Pflege-Pauschbetrag wird 

auf 1.800 Euro pro Kalenderjahr angeho-
ben und damit nahezu verdoppelt. Zudem 
wird zukünftig bei dem Pflegegrad 2 ein 
Pflege-Pauschbetrag von 600 Euro und bei 
dem Pflegegrad 3 ein Pflege-Pauschbetrag 
von 1.100 Euro gewährt.

  Europa: Steuerpaket für faire und   
  einfache Besteuerung  

Die Europäische Kommission hat am 
15.07.2020 ein neues Steuerpaket ver- 
abschiedet, um sicherzustellen, dass die 
Steuerpolitik der EU die wirtschaftliche 
Erholung und das langfristige Wachstum in 
Europa unterstützt. Die Maßnahmen des 
Pakets beruhen auf den beiden Grundsät-
zen Fairness und Einfachheit.
Das Steuerpaket besteht aus drei 
getrennten, aber miteinander zusammen-
hängenden Initiativen:

■   Der Steuer-Aktionsplan mit 25 verschie-
denen Maßnahmen:

■   u.a. eine Mehrwertsteuerregistrierung 
für Unternehmen, die in der EU Dienst-
leistungen oder Warenverkäufe tätigen,

■   die Errichtung einer EU-Steuerbeobach-
tungsstelle,

■   eine Überarbeitung der Mehrwertsteuer-
Sonderregelung für Reisebüros.

■   Mit dem Vorschlag über die Verwaltungs-
zusammenarbeit (DAC 7) werden die 
EU-Steuertransparenzvorschriften auf 
digitale Plattformen ausgeweitet, so 
dass auch diejenigen, die durch den 
Verkauf von Waren oder Dienstleistun-
gen auf Plattformen Geld erwirtschaf-
ten, einen gerechten Anteil am Steuer-
aufkommen leisten.

■   Die Kommission schlägt eine Reform des 
Verhaltenskodexes vor, der den 
Steuerwettbewerb regelt und schädliche 
Steuerpraktiken in der EU bekämpft.

  Wann kommt ein Verlustvortrag   
  zur Anwendung?  

Der Abzug von Verlusten bei späteren 
positiven Einkünften hat große Auswirkun-
gen auf die Steuerbelastungen. Dies wird 
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insbesondere in diesem Jahr deutlich, in 
dem viele Unternehmen/Unternehmer 
voraussichtlich Verluste erwirtschaften 
werden. Üblicherweise wird ein in einem 
Jahr erlittener Verlust in einer Einkunftsart 
zunächst mit anderen positiven Einkünften 
in diesem Jahr verrechnet und ein verblei- 
bender Betrag auf die folgenden Jahre 
vorgetragen. Zunächst wird aber ein ver- 
bleibender Verlust (d. h. negativer Gesamt- 
betrag der Einkünfte) auf das vorangegan-
gene Jahr zurückübertragen (=Verlustrück-
trag). Dabei gibt es zwei wesentliche 
Grenzen:

■   bei der Gewerbesteuer gibt es den Rück- 
trag nicht, 

■   der Rücktrag bei der Einkommensteuer 
darf 5 Mio. Euro (bei Zusammenveranla-
gung 10 Mio. Euro) nicht übersteigen 
(gültig für VZ 2020 und 2021, Zweites 
Corona-Steuerhilfegesetz).

Der Rücktrag wird „von Amts wegen“ vor- 
genommen, er kann aber auf Antrag ganz 
unterbleiben oder zahlenmäßig begrenzt 
werden. Dieser Antrag kann Auswirkungen 
auf die Gesamtsteuerbelastung haben. 
Zunächst sollte der Rücktrag auf das Vor- 
jahr so begrenzt werden, dass in dem Jahr 
angefallene Sonderausgaben, außerge-
wöhnliche Belastungen, Kinderfreibeträge 
und die steuerfreien Grundfreibeträge je 
Person noch erhalten bleiben. Der ver- 
bleibende Verlust wird dann automatisch 
auf das nächste Jahr vorgetragen. Sind die 
Einkünfte im Folgejahr deutlich höher als 
im Vorjahr, dann kann es auch günstiger 
sein, auf den Rücktrag zu verzichten, weil 
sich die Steuerminderung im Folgejahr 
dadurch deutlich erhöht. Es empfiehlt sich 
also, das Verlustjahr erst dann rechtskräf-
tig werden zu lassen, wenn eine zuverläs-
sige Prognose über die Höhe des Einkom-
mens im Folgejahr möglich ist. 

Der Rücktrag von Verlusten in das vorange- 
gangene Jahr erfolgt ohne Antrag automa-
tisch; es ist daher zu empfehlen, die 
steuerlichen Auswirkungen zu überprüfen 
und den Rücktrag ggfs. zu begrenzen.

  Geltendmachung von Fahrtkosten   
  zur Arbeit: Taxi als „öffentliches   
  Verkehrsmittel“  

Der Kläger arbeitete bei einem großen SB 
Warenhaus als Geschäftsleiter in einer 
führenden Position. Die berufliche Betäti- 
gung erfordert ein hohes Maß an Flexibili-
tät, sodass er keine festen Arbeitszeiten 
mit einem regulären „Acht-Stunden-Ar-
beitstag“ hat. Seit 2007 konnte der Kläger 
krankheitsbedingt nicht mehr selbst Auto 
fahren. Er hat einen Schwerbehinderten-
ausweis mit einem Grad der Behinderung 
von 60 ohne besondere Merkmale. Da die 
öffentliche Verkehrsanbindung zeitlich 
nicht hinreichend flexibel und zu langwie-
rig war, nahm der Kläger in der Regel ein 
Taxi. Hierzu vereinbarte er Sonderkonditio-
nen mit dem Taxiunternehmer.

Das Thüringer Finanzgericht vertrat die Auf- 
fassung, dass die Taxikosten als Werbungs-
kosten aus nichtselbständiger Arbeit 
steuermindernd zu berücksichtigen seien, 
da Taxis „öffentliche Verkehrsmittel“ dar- 
stellen. Soweit die Regelung im Einkom-
mensteuergesetz lediglich von „öffentli-
chen Verkehrsmitteln“ spreche, seien dies 
zunächst nur solche, die der Allgemeinheit 
(„Öffentlichkeit“) zur Verfügung stehen, 
wie z. B. Bahn, Bus, Schiff, Fähre und Flug- 
zeug. Da auch Taxis insoweit allgemein 
zugänglich seien und das Gesetz nicht 
„öffentliche Verkehrsmittel im Linienver-
kehr“ bzw. „regelmäßig verkehrende 
öffentliche Verkehrsmittel“ voraussetze, 
spreche der Wortlaut nicht zwingend 
dagegen, Taxifahrten unter die gesetzliche 
Privilegierung zu fassen. Gegen das Urteil 
wurde Revision beim Bundesfinanzhof 
eingelegt (Finanzgericht Thüringen, Urteil  
3 K 490/19 vom 22.10.2019, Revision 
eingelegt (BFH VI R 26/20)).

  Mit Entfernungspauschale ist   
  Hin- und Rückweg abgegolten –   
  Bei einem Weg nur die Hälfte zu   
  berücksichtigen  

Der Kläger suchte regelmäßig arbeitstäg-
lich seinen Arbeitsplatz auf und kehrte 
noch am selben Tag von dort nach Hause 

zurück. Vereinzelt erfolgte die Rückkehr 
nach Hause jedoch erst an einem der 
nachfolgenden Arbeitstage. Der Kläger 
machte auch in diesen Fällen sowohl für 
die Hin- als auch die Rückfahrt die 
vollständige Entfernungspauschale als 
Werbungskosten geltend. 

Der Bundesfinanzhof erkannte jedoch nur 
die Hälfte an. Zur Abgeltung der Aufwen-
dungen des Arbeitnehmers für die Wege 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte sei für jeden Arbeitstag, an dem der 
Arbeitnehmer die erste Tätigkeitsstätte 
aufsuche, eine Entfernungspauschale von 
0,30 Euro für jeden Entfernungskilometer 
anzusetzen. Die Entfernungspauschale 
gelte dabei sowohl den Hinweg von der 
Wohnung zur ersten Tätigkeitsstätte als 
auch den Rückweg ab. Lege ein Arbeitneh-
mer die Wege zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte an unterschiedli-
chen Arbeitstagen zurück, könne er die 
Entfernungspauschale für den jeweiligen 
Arbeitstag nur zur Hälfte, also in Höhe von 
0,15 Euro pro Entfernungskilometer, 
geltend machen (Bundesfinanzhof, Urteil 
VI R 42/17 vom 12.02.2020). 

  Verlustfreie Bewertung von   
  Vorratsvermögen  

Im Zuge der Bilanzaufstellung ist nach der 
Bewertung des Vorratsvermögens mit den 
üblichen Maßstäben von Anschaffungskos-
ten und Herstellungskosten eine Kontrolle 
der so gefundenen Werte im Hinblick auf 
die voraussichtlichen Verkaufspreise nach 
dem Bilanzstichtag vorzunehmen. Im Han- 
delsrecht ist eine Bewertung höchstens 
mit dem Börsen- oder Marktpreis, wenn 
dieser nicht festzustellen ist, mit dem 
„beizulegenden Wert“ zulässig. Im Steuer- 
recht gilt im Prinzip das Gleiche für die 
Bewertung, der höchstens anzusetzende 
Wert wird allerdings als „Teilwert“ bezeich- 
net. Im Ergebnis führen beide Maßstäbe 
zum gleichen Wert.

Für Warenvorräte erfolgt die Kontrollrech-
nung in der Weise, dass vom voraussichtli-
chen Verkaufspreis die noch anfallenden 
Vertriebskosten und der vom Unternehmer 
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für die betreffende Warengruppe üblicher-
weise angesetzte kalkulatorische Gewinn-
aufschlag abgezogen wird. Aus dem Ver- 
gleich mit den Anschaffungskosten oder 
Herstellungskosten ergibt sich dann der 
Abschlag für Bilanzierungszwecke. Bei 
dem übrigen Vorratsvermögen (Roh-, 
Hilfs- und Betriebsstoffe) sind die Wieder- 
beschaffungskosten als Kontrollmaßstab 
anzusetzen.

Eine in der Praxis bedeutsame Kontroll-
rechnung bezieht sich auf teilfertige Erzeug-
nisse und Bauten. Es handelt sich hierbei 
i. d. R. um Einzelaufträge mit fest verein-
barten Preisen oder um Werkleistungen, 
bei denen ein fester Einheitensatz oder die 
Stunden bzw. Tagewerke oder beides 
vereinbart wurden. Für diese Aufträge 
muss eine Kontrolle für die gesamten noch 
zu erbringenden Leistungen ermittelt wer- 
den, nicht nur für den Anteil der angefan-
genen Leistungen. Nur so ist für den Gesamt-
auftrag festzustellen, ob sich aus der 
Abrechnung ein Verlust oder Gewinn ergibt.

Das hat dann zur Folge, dass der gesamte 
Verlust bereits im Bilanzierungsjahr berück-
sichtigt wird, allerdings kann ein negativer 
Wert unter 0 Euro nicht berücksichtigt wer- 
den. Als Bewertungsgrundsatz gilt also: 
Bei der Vorratsbewertung müssen auch im 
Folgejahr anfallende Verluste aus dem 
Verkauf oder der Fertigstellung der Auf- 
träge bereits im Bilanzierungsjahr berück- 
sichtigt werden. Im Steuerrecht ist aber 
nur eine Abwertung der aktivierten Kosten 
auf 0 Euro zulässig.

  Supermarkt-Rabattmodell:   
  Auf „Mitgliedschaft“ ist umsatz-   
  steuerrechtlich der Regelsteuer-   
  satz anzuwenden  

Die Klägerin betrieb im Jahr 2010 mehrere 
Bio-Supermärkte in einer deutschen Groß- 
stadt unter einer gemeinsamen Dachmar-
ke. In den Märkten konnten Kunden ent- 
weder die Waren zum Normalpreis oder 
verbilligt als „Mitglied“ einkaufen. Für die 
„Mitgliedschaft“ zahlten die Kunden einen 
monatlichen festen Beitrag (je nach Ein- 
kommen und Familienstand zwischen ca. 

10 Euro und ca. 20 Euro). Die Klägerin ging 
davon aus, dass der Mitgliedsbeitrag ein 
Entgelt für die späteren Warenverkäufe sei. 
Die Einräumung der Rabattberechtigung 
sei als notwendiger Zwischenschritt des 
Warenverkaufs anzusehen und damit eine 
Nebenleistung. Da die rabattierten Waren- 
lieferungen zu über 81 Prozent dem ermä- 
ßigten Steuersatz unterlagen (z. B. für 
Lebensmittelverkäufe), teilte die Klägerin 
auch die Mitgliedsbeiträge entsprechend 
nach beiden Steuersätzen auf. Finanzamt 
und Finanzgericht hingegen gingen davon 
aus, dass die eingeräumte Rabattberechti-
gung als selbständige Leistung in vollem 
Umfang dem Regelsteuersatz unterliege.

Diese Auffassung bestätigte der Bundesfi-
nanzhof. Soweit die Zahlung für die Bereit- 
schaft der Klägerin gezahlt worden sei, 
Waren verbilligt zu liefern, habe die Klägerin 
eine selbständige Leistung erbracht, an 
der die Kunden ein gesondertes Interesse 
gehabt hätten. Ein monatlicher pauschaler 
Mitgliedsbeitrag sei insbesondere keine 
Anzahlung auf künftige Warenlieferungen, 
da das „Ob und Wie“ der künftigen Liefe- 
rungen bei Abschluss der „Mitgliedschaft“ 
nicht hinreichend bestimmt sei. 

  Einige Bundesländer verlängern   
  Frist zur Aufrüstung von Kassen  

Die Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen, Schleswig-Holstein, 
Saarland und Sachsen (Stand: 17.07.2020) 
wollen Betriebe bei der Aufrüstung von 
Kassen wegen der Corona-Krise entlasten 
und verlängern die Nichtbeanstandungs-
frist von Ende September 2020 auf Ende 
März 2021. Das Gesetz zum Schutz vor 
Manipulationen an digitalen Grundauf-
zeichnungen trat Ende Dezember 2016 in 
Kraft. Darin wurde festgelegt innerhalb von 
drei Jahren eine „Zertifizierte Technische 
Sicherheitseinrichtung TSE“ für alle gängi- 
gen Kassensysteme zu entwickeln, die das 
„Bundesamt für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik“ (BSI) zertifizieren muss. Das 
Bundesministerium der Finanzen gewährt 
eine bis zum 30. September 2020 geltende 
Nichtbeanstandungsregelung.

Die Finanzverwaltungen der neun Länder 
werden nach Maßgabe der jeweiligen 
Ländererlasse Kassensysteme bis zum 31. 
März 2021 auch weiterhin nicht beanstan-
den, wenn besondere Härten mit einem 
zeitgerechten Einbau einer Sicherungsein-
richtung verbunden wären.

Die betroffenen Betriebe müssen gemäß 
der Regelungen des jeweiligen Bundeslan-
des nachweisen können bis zum Ende der 
Nichtbeanstandungsfrist des Bundesfi-
nanzministeriums (30. September 2020) 
einen Kassenfachhändler, Kassenherstel-
ler oder einen anderen Dienstleister im 
Kassenbereich mit dem fristgerechten 
Einbau oder der Einbindung einer TSE 
beauftragt zu haben. Für Niedersachsen 
gilt die Regelung, dass der Auftrag bis zum 
31. August 2020 erteilt werden muss.

Ein gesonderter Antrag bei den Finanzäm-
tern ist hierfür nicht erforderlich. Das 
Aufbewahren der den Härtefall bestätigen-
den Belege reicht in diesen Fällen aus.

  Pflicht zur Zustimmung zur   
  gemeinsamen steuerlichen Veran-   
  lagung kann auch nach Trennung   
  bestehen  

Ein Ehepaar hatte sich 2014 getrennt, aber 
erst 2017 scheiden lassen. Die Frau ver- 
langte seit 2015 von ihrem Ehemann mehr- 
fach erfolglos die Zustimmung zur gemein- 
samen steuerlichen Veranlagung für die 
Jahre 2013 und 2014. Bei einer gemeinsa-
men Veranlagung wäre die Nachzahlung 
für sie deutlich niedriger ausgefallen. 
Daher verlangte die Frau Schadenersatz im 
Hinblick auf ihren Steuerschaden.

Das Oberlandesgericht Celle gab der 
Klägerin Recht. Sie habe Anspruch auf 
Schadenersatz gegen ihren Ex-Mann. 
Dieser hätte der gemeinsamen Steuerver-
anlagungen für 2013 und 2014 zustimmen 
müssen. Die Zustimmungspflicht ergebe 
sich, weil seine Ex-Frau entlastet worden 
wäre, ohne dass die Mitwirkung für ihn 
eine zusätzliche Belastung bedeutet hätte 
(Oberlandesgericht Celle, Beschluss 21 UF 
119/18 vom 02.04.2019).
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Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grund lage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

  Aufwendungen für eine Erstaus-   
  bildung nicht als Werbungskosten   
  abzugsfähig  

Aufwendungen für die Erstausbildung sind 
ab dem Veranlagungszeitraum 2004 nicht 
(mehr) als Werbungskosten abziehbar, 
wenn das Studium nicht im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses stattfindet, wie der 
Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 
12.02.2020 VI R 17/20 entschieden hat.
Im Streitfall hatte eine Studentin Aufwen-
dungen für ihr Erststudium als Werbungs-
kosten geltend gemacht. Da sie in den 
Streitjahren keine bzw. nur geringfügige 
Einkünfte erzielte, wollte sie die dadurch 
entstehenden Verluste mit künftigen, nach 
dem Studium erzielten Einkünften ver- 
rechnen. Der BFH wollte der Klage der 
Studentin stattgeben, sah sich daran aber 
auf Grund des § 9 Abs. 6 EStG gehindert, 
der mit Wirkung ab dem Veranlagungszeit-
raum 2004 in das EStG aufgenommen 
worden ist. Danach sind die Aufwendun-
gen für eine Erstausbildung nicht als 
Werbungskosten abziehbar. Deren Abzug 
kommt nur als Sonderausgaben begrenzt 
auf 4.000 € bzw. ab dem Jahr 2012 auf 
6.000 € in Betracht. Da der Sonderausga-
benabzug nicht zu einem vortragsfähigen 
Verlust führt, wirken sich – wie auch im 
Fall der Studentin – die Aufwendungen auf 
Grund der während der Ausbildung erzielten 
geringen Einkünfte regelmäßig nicht bzw. 
nicht in vollem Umfang steuerlich aus.

Der BFH hielt § 9 Abs. 6 EStG für verfas-
sungswidrig und holte im Rahmen eines 
sog. Normenkontrollverfahrens die Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) ein. Nachdem das BVerfG mit 
Beschluss vom 19.11.2019 2 BvL 22-27/14 
entschieden hat, dass der Ausschluss des 
Werbungskostenabzugs von Berufsausbil-
dungskosten für eine Erstausbildung 
außerhalb eines Dienstverhältnisses mit 
dem Grundgesetz vereinbar ist, hat der 
BFH das zunächst ausgesetzte Verfahren 
der Studentin wieder aufgenommen und 
deren Klage abgewiesen.
Beim BFH war eine Vielzahl von Revisionen 
zu derselben Rechtsfrage anhängig. Sie 
betrafen ebenfalls den Werbungskostenab-

zug der Aufwendungen für das Erststudium 
sowie insbesondere den Werbungskosten-
abzug der Aufwendungen für die Piloten-
ausbildung, die außerhalb eines Dienst-
verhältnisses stattfand. Diese Verfahren 
wurden nach der Entscheidung des BVerfG 
auf entsprechenden rechtlichen Hinweis 
des BFH zurückgenommen und durch 
Einstellungsbeschluss erledigt.

  Gewerblicher Grundstückshandel   
  bei Errichtung eines Erweiterungs-   
  baus  

Umfangreiche Bau- und Erweiterungsmaß-
nahmen, die der Steuerpflichtige bei bevor-
stehender Veräußerung an einer langjährig 
privat vermieteten Immobilie vornimmt, 
können dazu führen, dass das Grundstück 
einem gewerblichen Betriebsvermögen 
zuzuordnen ist. Dies hat der Bundesfinanz-
hof (BFH) mit Urteil vom 15.01.2020 - X R 
18, 19/18 entschieden.
Der verstorbene Rechtsvorgänger der 
Kläger (X) vermietete seit den 1980er 
Jahren ein bebautes Grundstück an eine 
GmbH, die dort ein Senioren- und Pflege- 
heim betrieb. Im Jahr 1999 beantragte X 
die Genehmigung für die Errichtung eines 
Erweiterungsbaus, der im Jahr 2004 
fertiggestellt wurde. Bereits vorher hatte X 
eine gewerbliche KG gegründet. Mitte des 
Jahres 2005 brachte X die Immobilie gegen 
Gewährung von Gesellschaftsrechten und 
Übernahme der mit dem Grundstück 
zusammenhängenden Verbindlichkeiten in 
die KG ein. Diese setzte das Mietverhältnis 
mit der GmbH fort. Das Finanzamt ging 
davon aus, X habe das Grundstück nicht 
aus seinem Privat-, sondern aus einem 
Betriebsvermögen eingebracht und 
besteuerte daher den hieraus entstande-
nen Gewinn. X habe aufgrund anderweiti-
ger Grundstücksaktivitäten einen gewerbli-
chen Grundstückshandel betrieben, zu 
dem auch das in die KG eingebrachte 
Grundstück gehört habe. Das Finanzgericht 
(FG) bestätigte diese Beurteilung.

Der BFH hob die Entscheidung auf und 
verwies die Sache an die Vorinstanz 
zurück. Es fehlten ausreichende Feststel-
lungen, ob das eingebrachte Grundstück in 

Anbetracht dessen langjähriger Nutzung 
im Rahmen privater Vermögensverwaltung 
überhaupt taugliches Objekt eines gewerb- 
lichen Grundstückshandels gewesen sein 
konnte. In Fortentwicklung der bisherigen 
höchstrichterlichen Rechtsprechung zum 
gewerblichen Grundstückshandel könne 
dies – so der BFH – für privat vermietete 
Immobilien jedenfalls dann der Fall sein, 
wenn der Steuerpflichtige im Hinblick auf 
eine Veräußerung Baumaßnahmen 
ergreife, die derart umfassend seien, dass 
hierdurch das bereits bestehende Gebäude 
nicht nur erweitert oder über seinen bishe- 
rigen Zustand hinausgehend wesentlich 
verbessert, sondern ein neues Wirtschafts-
gut „Gebäude“ hergestellt werde. Dement- 
sprechend hat das FG in einem zweiten 
Rechtsgang zu prüfen, ob durch die umfang-
reichen Baumaßnahmen des X entweder 
ein neues selbständiges Gebäude („Erwei- 
terungsbau“) oder sogar ein einheitliches 
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neues Gebäude geschaffen wurde. Wäre 
beides nicht feststellbar, hätte X das 
Grundstück aus seinem Privatvermögen – 
und damit nicht einkommensteuerbar – in 
die KG eingebracht.
Sollte das FG im zweiten Rechtsgang zu 
dem Ergebnis kommen, dass X das Grund- 

stück aus einen Betriebsvermögen in das 
Gesellschaftsvermögen der KG einge- 
bracht hätte, handelte es sich – so der 
abschließende Hinweis des BFH – nicht 
etwa um einen teil-, sondern vielmehr um 
einen vollentgeltlichen Vorgang. Denn als 
Gegenleistung für die Einbringung über- 

nahm die KG neben der Gewährung von 
100 % der Gesellschaftsrechte sämt- 
liche im Zusammenhang mit der Immobilie 
stehenden Verbindlichkeiten. Die Zusam-
menfassung dieser beiden Entgeltkompo-
nenten entsprach dem Grundstücksver-
kehrswert.


